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Die dermalige Incompetenz des Reichs- 
rathes in der Sprachenfrage. 

Das Einzige, was bezüglich der auf die sprachliche Gleich- 
berechtigung in Osterreich Bezug habenden Bestimmungen die 
oesterreichischen Deutschen nicht leugnen, ist die Existenz des 
Artikels 19 des von ihnen selbst und allein gemachten Staats- 
grundgesetzes vom 21. December 1867 R. G.Bl. Nro. 142, über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, welcher lautet: »Alle 
Volkstämme des Staates sind gleichberechtigt, und jeder Volks- 
stamm hat ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege 
seiner Nationalität und Sprache. — Die Gleichberechtigung 
aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem 
Leben wird vom Staate 'anerkannt. — In den Ländern, in 
welchen mehrere Volksstämme wohnen, ' sollen die ölTentlichen 
Unterrichtsanstalten derart eingerichtet sein, dass ohne An- 
wendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landes- 
sprache jeder dieser Volksstämme die erforderlichen Mittel zur 
Ausbildung in seiner Sprache erhält.« 

Alles Übrige, d. i. der Sinn, die Tragweite und die prak- 
tiche Wirksamkeit dieses Artikels und aller sonstigen, die 
sprachliche Gleichberechtigung betreffenden Bestimmungen 
leugnen die Deutschen, weil dieselben ihnen heute nicht mehr 
in den Kram passen. Anlangend den Sinn und die Tragweite 
des Art 19 behaupten die Deutschen (und reden es mit Erfolg 
sich und ihren Regierungen ein), dass dieser Artikel nicht die 
sprachliche Gleichberechtigung, sondern höchstens eine 
sprachliche Reciprocität statuire, und behaupten dies, trotz 
dem man dieses Wort (oder den Sinn desselben) in dem Ar- 
tikel vergeblich suchen würde und trotzdem Reciprocität und 
Gleichberechtigung zwei ganz verschiedene Dinge sind. 

Bezüglich der praktischen Wirksamkeit des Art. 19 be- 
laupten die Deutschen (und reden es mit Erfolg sich und 
hren Regierungen ein): 1. dass dieser Artikel lediglich eine Art 
grundsätzlicher, platonischer Anerkennung enthalte, — 2. dass 
iiese platonische Anerkennung — wenn die Gesetze respektirt 
Verden sollen — praktisch wirksam werden könne nur durch 
5in Ausführungsgesetz und nicht durch blosse Regierungsver- 
>rdnungen, — und 3. dass zur Erlassung dieses Ausführungs- 
resetzes nur der Reichsrath überhaupt, und in Ansehung der 
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Gerichte und der Verwaltungsbehörden auch aus dem Grundi 
kompetent sei, weil die Bestimmung der Sprache, in welche 
die Gerichte und die Verwaltungsbehörden amtiren sollen, z 
den Grundzügen der Organisation der Gerichts- und der Ver 
waltungsbehörden gehöre. 

In der Wirklichkeit jedoch verhält sich die Sache wie folg; 

Der Entwurf des Gesetzes über die allgemeinen Rechte de 
Staatsbürger wurde von der Regierung dem Hause der Abge 
ordneten vorgelegt, und über den Art. 19 wurde verhandelt 
im Abgeordnetenhause am 8., 9. und 16. Oktober und 7. De 
cember 1867 und im Herrenhause am 22. und 28. Novembe 
und 13. December 1867. 

Im Abgeordnetenhause sagten (8. Oktober) in de: 
Generaldebatte unter Anderen: 1. der Berichterstaater D: 
Sturm (Sten. Prot. S. 780): »Im Art. 18« (recte 19.) »wurd- 
der Grundsatzt der Gleichberechtigung der Volkstämme m 
landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichen 
Leben ausgesprochen, in eine Feststellung der Bestimmunga 
wegen Ausführung dieses Grundsatzes jedoch nicht eingegangen 
weil die Ausführungsgesetze und Verordnungen theils zum legis- 
lativen Wirkungskreise der Reichsvertretung und _der Landtage 
theils zu den administrativen Befugnissen der Regierung ge 
hören und aus den einzelnen Königreichen und Ländern in da 
Sprachenfrage sehr verschiedene Wünsche und Forderunge: 
vernommen werden . .< -— dann 2. der Abgeordnete für Gali 
zien Dr. Zyblikiewicz (S. 785): »..hat man allerdings ei: 
sehr grossartiges Prinzip aufgestellt, nämlich die Gleichberech 
tigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und offen 
tlichem Leben wird vom Staate gewährleistet.«,— das letzti 
Wort wurde dann vom Herrenhause abgeändert in: »anerkannt 
— »als ich aber im Ausschusse den Antrag auf Ausführuns 
dieses Grundsatzes stellte, ward derselbe abgelehnt und ß 
wurde gesagt: Dies ist theils nicht Sache des Gesetzgebung 
sondern der Administration, theils nicht Sache des Reichsrathes, 
sondern der Landtage . .< — dann 3. der Abgeordnete für 
Nieder-Oesterreich Dr. Brestel (S. 790) : »Was die Sprache 
anbelangt, so habe ich ausdrücklich erwähnt, dass ich glaube 
dass in dem Reichsgrundgesetze über die allgemeinen Staaj^ 
bürgerrechte allen Ansprüchen des Einzelnen vollständig genfegi 
sei, und es wird den Herren von der Gegenseite möglich slpi 
wenn sie gegen die Fassung irgend einen Anstand haben, ^j 
dieser Beziehung auch die Sache zu bessern. Ich glaube ab^ I 
es dürfte allen Ansprüchen genügt werden, und es ist eben«,' \ 
(das Folgende wird von mir unterstrichen) — »was io 
wesentlich betone, eine Norm für die AdmiA 
strationund die Regierung in den Dingen, v? 
die Entscheidung in der Ve r waltu ng und nie« 
in der Gesetzgebung liegt« — und dann 4. (9. Oktobs 
in der Specialdebatte der Berichterstatter Dr. Sturm (S. 81? 
»Was aber den, obwohl nicht hinreichend unterstützen Antr 
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des Dr. Leonardi betrifft, so glaube ich, dass derselbe nur 
auf einem Missverständniss beruhen dürfte; denn wenn es hier 
heisst: ,in Ländern, in welchen sich öffentliche Unterrichts- 
anstalten befinden^ so ist damit durchaus nicht gemeint, dass 
das nur Landesanstalten sein können; wenn man aber den 
Ausdruck ,in den Ländern* hinweglassen wollte, so würde sich 
daraus die Nothwendigkeit ergeben, im ganzen Staate die Un- 
terrichtsanstalten derart einzurichten, also auch in denjenigen 
Ländern, wo ein Volksstamm nicht zu Hause ist; und das 
würde wohl ein unausführbare Sache sein.« 

Im Herren h ause (28,November 1867) sagte der Berichter- 
statter Dr. Ritter von Hasner (Sten. Prot S. 288: liest 
aus dem Berichte): »Gegen das 2. Alinea des Art. 19 ist das 
Bedenken erhoben worden, dass die in demselben zugesagte 
Gewährleistung des Staates für die Gleichberechtigung in Schule, 
Amt und öffentlichem Leben unter mancherlei Umständen vor- 
aussichtlich nicht eingehalten werden könnte. Es schien nicht 
angemessen, ein Versprechen zu leisten, dessen Erfüllung nach 
Thunlichkeit zu fordern man wohl als ein Recht anerkennen, 
von dem man sich aber im vorhinein sagen muss, dass man 
seine Erfüllung nicht unbedingt verbürgen könne, .deshalb wird 
beantragt, statt des Wortes ,gewährleistet' zu setzen ,an- 
erkannt' . . « Und im Abgeordnetenhause sagte (7. December) in 
dieser Angelegenheit der Berichterstatter Dr. Sturm (S. 1616): 
»Im Artikel 19 hat ein Beschluss des hohen Herrenhauses blos 
an Stelle des Wortes ,gewährleistet' das Wort ,anerkannt' sub- 
stituirt, mit der Motivirung, dass das Wort »gewährleistet* zu 
weit geht. Der Verffasungsausschuss hat zwischen diesen 
beiden Ausdrücken einen viel zu unwesentlichen Unterschied 
gefunden um nichf der Motivirung und dem Beschluss des 
Herrenhauses beizutreten, und stellt daher den Antrag (liest): 
Das hohe Haus wolle beschliessen : es sei Alinea 2 des 
Art 19 in der vom Herrenhause beschlossenen Fassung anzu- 
nehmen.« 

Neben dem, was hier bereits angeführt wurde, ist noch 
anzuführen: 1. wie die Absätze *),/), und m) des Paragraphen 
11 und der Paragraph 12 des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
cember 1867 R. G. Bl. Nro. 141 (über die Reichsvertretung = 
Dece mbe r Verfassung) lauten; — 2. wann über die be- 
treffenden Bestimmungen dieses Staatsgrundgesetzes im Ab- 
:geordnetenhause debattirt wurde; — 3. wie damals der Abge- 
ordnete Dr. Eduard Herbst (ein Mann von grosser Schärfe 
des Geistes, Verfasser des Commentars zum Strafgesetzbuche, 
eine der juristischen Koryphäen der Verfassungs- Partei) den 
Abgeordneten für die Bukowina Freiherrn von Petrinö in rich- 
tiger Weise über die Bestimmung des erwähnten Absatzes m) 
aufgeklärt hat, welche jene Ausführungsgesetzte betrifft, die in 
die Kompetenz des Reichsrathes fallen; — und dann 4. darauf 
hinzuweisen, dass in dem ganzen Staatsgrundgesetze (über die 
}J?eichsvertretung) von Sprachen nirgends die Rede ist. 
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Die betreffenden Bestimmungen der December- Verfassung 
lauten: 

§ 11. Der Wirkungskreis des Reichsrathes umfasst alle 
Angelegenheiten, welche sich auf Rechte, Pflichten und Inte- 
ressen beziehen, die allen im Reichsrathe vertretenen König- 
reichen und Ländern gemeinschaftlich sind, insoferne dieselben 
nicht in Folge der Vereinbarung mit den Ländern der unga- 
rischen Krone zwischen diesen und den übrigen Ländern der 
Monarchie gemeinsam zu behandeln sein werden. Es gehören 
daher zum Wirkungskreise des Reichsrathes : . . 

k) Die Strafjustiz- und Polizeistraf-, sowie die Civilrechts- 
gesetzgebung, mit Auschluss der Gesetzgebung über die innere 
Einrichtung der öffentlichen Bücher und über solche Gegen- 
stände, welche auf Grund der Landesordnungen und dieses 
Grundgesetzes in den Virkungskreis der Landtage gehören, ferner 
die Gesetzgebung über Handels-, Wechselrecht, See-, Berg- und 
Lehenrecht; 

/) die Gesetzgebung über die Gruridzüge der Organisirung 
der Gerichts- und Verwaltungsbehörden; 

m) die zur Durchführung der Staatsgrundgesetze über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger, über das Reichsgericht, 
über die richterliche, Regierungs- und Vollzugsgewalt zu erlas- 
senden und dort berufenen Gesetze. 

§ 12. Alle übrigen Gegenstände der Gesetsgebung, welche 
in diesem Gesetze dem Reichsrathe nicht ausdrücklich vorbe- 
halten sind, gehören in den Wirkungskreis der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder und werden in und mit 
diesen Landtagen verfahrungsmässig erledigt. — Sollte jedoch 
irgend ein Landtag beschliessen, dass ein oder der andere ihm 
überlassene Gegenstand der Gesetzgebung im Reichsrathe be- 
handelt und erledigt werde, so übergeht ein solcher Gegenstand 
für diesen Fall und rücksichtlich des betreffenden Landtages in 
den Wirkungskreis des Reichsrathes ♦. — 

Über die December- Verfassung selbst wurde verhandelt im 
Abgeordnetenhause am 14., 15., 16. und 17, Oktober, dann am 
4., 7. und 14. December 1867 (und im Herrenhause am 
22. Oktober, 29. und 30. November, dann am 2., 12. und 
13, December) d. h. nach dem 8. Oktober, an welchem 
Tage -— wie schon angeführt — im Abgeordnetenhause Dr. S t u r m 
als Berichterstatter über das Staatsgrundgesetz über die all 
gemeinen Rechte der Staatsbürger bei der Besprechung des 
Art. 19 sagte: ». . weil die Ausführungsgesetze und Verord 
nungen theils zum legislativen Wirkungskreise der Reichs 
Vertretung und der Landtage, theils zu den administrativen 
Befugnissen des Regierung gehören..« In der Debatte über den 
Absatz m) der Paragraphen 11 der December-Verfassur^g im 
Abgeordnetenhause (16. Oktober) sagten: 1. der Abgeordnete 
für die Bukovina Freiher von P e t r i n ö (S. 970) : > . • Das! 
Bindewort ,und* kann aber auch bei Aufzählungen gebrauchi 
werden, und ich kann mir ganz gut denken, dass man sagt: 
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in diesem Paragraphen werden dem Wirkungskreise des Reichs- 
rathes die zur Durchführung der Staatsgrundgesetze im Allge- 
meinen zu erlassenden — und auch die in diesen Staatsgrund- 
gesetzen berufenen Gesetze zugesprochen, so dass dies mithin 
eine Aufzählung wäre . .< — und 2. in unmittelbarer Erwiderung 
hierauf der Abgeordnete Dr. Herbst (S. 971): ». .Ich glaube 
in der That, dass die Besorgnisse des Herrn Baron Petrinö gar 
nicht begründet sind, und in dem Worlaute der lit. m) gar 
keine Unterstützung finden. Wenn nämlich die Ansicht, die er 
für möglich hält, die aber auch nach meiner Überzeugung ver- 
werflich wäre, dass nämlich alle zur Durchführung dieser 
Grundrechte dienliche Gesetze nothwendig der Reichsgesetz- 
gebung anheim fallen würden, wenn diese Ansicht richtig 
wäre, dann müsste esjaheissen: ,die zur Durchführung dieser 
Gesetze zu erlassenden und die dort berufenen Gesetze*; so 
heisst es aber : ,die zu erlassenden und dort berufenen Ge- 
setze*. Es muss also, damit ein« (Durchführungs-)' >Gesetz zur 
Kompetenz des Reichsrathes gehöre, zweierlei zusammentreffen : 
das Gesetz muss einerseits in diesem Causalnexus stehen und 
andererseits ausdrücklich darin berufen sein.« 

Und nun sehen wir uns das Staatgründgesetz über die all- 
gemeinen Rechte der Staatsbürger darauf hin an, in welchen 
Artikeln dieses Staatsgrundgesetzes jene anderen Gesetze berufen 
werden, nach denen sich bei der Durchführung der Bestim- 
mungen der betreffenden Artikel zu richten ist. Von den 
zwanzig Artikeln dieses Staatsgrundgesetzes enthalten die Artikel 
1, 5, 6, 8, 9 und 10 direkte und die Artikel 3, 4, 7, 11, 13, 14, 
15, 16 und 17 indirekte Berufungen von Gesetzen, die damals 
bereits bestanden haben, und die Art. 12 (betrelTend das Ver- 
sammlungs- und das Vereinsrecht) und 20 (betreffend die zeit- 
weilige und örtliche Suspension allgemeiner Rechte der Staats- 
bürger) direkte Berufungen von Gesetzen, die damals noch nicht 
erlassen waren. (Es sind dies: 1) das Gesetz vom 15. November 
1867, R. G. Bl. Nro 135, über das Versammlungsrecht; 2) das 
Gesetz vom 15. November 1867, R. G. Bl. Nro 134, über, das 
Vereinsrecht — - beide Gesetze waren zu der Zeit, in welcher 
der Art. 19 verhandelt wurde, noch nicht publicirt, dies geschah 
erst am 24. November 1867; — und 3. das Gesetz vom 5. Mai 
1869 R. G. Bl. Nro 66, über die Verfügung zeitweiliger und 
örtlicher Ausnahmen von den bestehenden Gesetzen). 

Die Artikel 2, 18 und der die nationale Gleichberechtigung 
statuirende Artikel 19 enthält keinerlei, weder direkte 
noch indirekte Berufung irgend welcher Gesetze, 
und demnach ist — wie die Dinge jetzt stehen — zur 
Erlassung von Ausführungsbestimmungen zu diesem Artikel 19 
nicht der Reich rath kompetent, sondern: a) und 
zwar stets die Regierung (im Wege der einfachen 
Verordnung) auf Grund des Staatgrundgesetzes vom21. De- 
,zember 1867, R. G. Bl. Nro 145, über die Ausübung der Re- 
\gierungs- und der Vollzugsgewalt, (dessen § 11, Alinea 1, lautet: 
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»Die Staatsbehörden sind innerhalb ihres amtlichen Wirkungs- 
kreises befugt, auf Grund der Gesetze Verordnungen zu erlassen 
und Befehle zu ertheilen und sowohl die Beobachtung dieser 
letzeren als der gesetzlichen Anordnungen selbst gegenüber dei 
hiezu Verpflichteten zu erzwingen«); — und b) gegebenen 
Falles, wenn nämlich die Regierung mit dem oder jenem 
Landtage dahin übereinkommt, dass die Durchführungs Bestim! 
mungen für das betreffende Land in der Form eines Gesetzes 
erlassen werden sollen: der betreffende Landtag. 

Der Richtigkeit der Ansicht, dass — wie die Dinge jetzi 
stehen — zur Erlassung von Durchführungs -Bestimmunger. 
zum Artikel 19 nicht der Reichsrath kompetent ist, steht die 
Thatsache, dass — wie schon angeführt — der Berichterstatter 
Dr. Sturm bei der Besprechung des Artikels 19 (und zwar 
am 8. Oktober) sagte : » . . . weil die Ausführungsgesetze . . . 
theils zum legislativen Wirkungskreise der Reichsvertretung... 
gehören«, nicht im Wege. Denn am 8. Oktober konnte 
Dr. Sturm auch dieser Ansicht sein, da die Decemberver 
fassung — deren § 1 1 im Absätze m) von der Kompetenz zur 
Erlassung von Ausführungsgesetzen handelt — * im Abgeord- 
netenhause, wie schon erwähnt, erst am 14., 15., 16. und 17. 
Oktober verhandelt wurde; dass jedoch auch Dr. S tur m diese 
Ansicht fallenliess, geht aus Folgendem hervor. Am 16. Decembe: 
fand die Specialdebatte über die Decemberverfassung, und zwa- 
über die Absätze des Paragraphen 11: *) (Sten. Prot. S. 960 
/) (S. 969), m) (S. 969), n) (S. 971) und o) (S. 972) und danr 
über alle weiteren Absätze (S. 973 bis 984) statt, und un- 
mittelbar darauf (in ebenderselben Sitzung) folgten di< 
dritten Lesungen der Staatsgrundgesetze über die richterliche 
Gewalt, über die Ausübung der Regierungs- und der Vollzugs 
gewalt und (S. 985) über die allgemeinen Kechte der Staats 
bürger; und da ist: 1) auf dieser Seite 985 zu lesen: »Berichter- 
statter Dr. Sturm von der Tribüne — liest das Staatsgrund 
gesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger« — und 
2) zu sehen: auf Seite 970: dass der damalige Wortlaut de« 
Absatzes m) des Paragraphen 11 der Decemberverfassung 
identisch ist mit dem gegenwärtigen Wortlaute desselben 
und auf Seite 994 : dass der damalige Wortlaut des Artikels 1( 
identisch ist mit dem gegenwärtigen Wortlaute desselben 

Für die Richtigkeit der Ansicht, dass bei der gegen 
w artigen Sachlage zur Erlassung von Durchführungs-Bestim- 
mungen zum Artikel 19 nicht der Reichsrath kompetent ist 
kann jedoch auch ein positiver klassischer Zeuge geführ 
werden. In der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 15. Oktober 
wurde über die Paragraphen 7 — 11 der Decemberverfassunj 
verhandelt. Der Berichterstatter des Verfassungsausschusse 
Dn V. Kaiserfeld las (Sten. Prot S. 928) den vom Aus 
Schüsse beantragten Text des Paragraphen 1 1 : »Es gehörö 
daher zum Wirkungskreise des Reichsrathes : . . . w) die zi 
Durchführung der Staatgrundgesetze über die allgemeinen Rec 
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der Staatsbürger, über das Reichsgericht, über die richterliche 
Regierungs- und Vollzugsgewalt zu erlassenden und dort be- 
rufenen Gesetze«. (Wörtlich so lauten auch die gegen- 
wärtigen Bestimmungen des Absatzes m) des Para- 
graphen 1 1 der Decemberverfassung.) Nach Verlesung des Aus- 
schussantrages eröffnete der Vorsitzende die Generaldebatte 
über den ganzen Paragraph 11, und da ergriff der Abgeordnete 
Dn V. Mühlfeld, ebenfalls eine der Koryphäen unter den 
Juristen der Verfassungs- Partei, das Wort und sagte unter 
Anderem Folgendes (S. 929) : » . . . Aber einen ganz besonderen 
Gegenstand der Aufmerksamkeit scheint mir die ///. m) insoferne 
zu bilden, als darin von den zur Durchführung der Staats- 
grundgesetze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 
über die richterliche und vollziehende Gewalt und über das 
Reichsgericht zu erlassenden und in denselben berufenen Ge- 
setzen erwähnt ist. Der Art. 19 des Staatsgrundgesetzes über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger spricht die Garantie 
der Gleichberechtigung der Volksstämme aus«. (Sechs Tage 
trüher, d. h. am 9. Oktober wurde nämlich in der Special- 
debatte über den Art 19 verhandelt, und wurde damals der 
Art. 19 — S. 817 — wörtlich so zum Beschlüsse erhoben, wie 
derselbe gegenwärtig lautet, mit der Abweichung, dass 
in dem zweiten Absätze desselben, wie schon erwähnt, an der 
Stelle des Wortes >anerkannt« das Wort »gewährleistet« stand.) 
»Nun, ich meine, was der Artikel 19 enthält, werde im Einzelnen 
gewiss dessen bedürfen, dass entweder ein specielles Gesetz zum 
Schutze der Nationalitäten, namentlich ihrer Sprache, oder aber 
wenigstens einzelne Gesetze werden erlassen werden müssen, 
-welche in Ansehung der Zweifel und Bedenken, die in der 
Anwendung der Grundsätze des Art. 19 entstehen könnten, 
massgebend zu sein haben. Diese Gesetze* (ich hebe diese Stelle 
durch liegende Schrift hervor) »zu erlassen, isi^ sowie die 
lit. m) besteht* — [der Absatz m) behielt, wie schon gesagt, 
bis auf den heutigen Tag seinen damaligen Wortlaut !] — »dem 
Reichsrathe obgesprochen. Denn die lit. m) spricht von den 
zur Durchführung des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger« — so wie hier, ist im sten. Protokoll 
eingeklammert das Folgende — »(und somit auch des im Art. 
19 desselben erwähnten Rechtes in Bezug auf die Nationalitäten) 
zu erlassenden und dort berufenen Gesetzen. Sie suchen aber 
-vergebens in diesem Staatsgrundgesetze nach einer Stelle, 
'welche ein darüber zu erlassendes Gesetz berufen würde. Nach 
dieser Textirung der lit. m. würde also das hohe Haus sich 
des Rechtes begeben, Gesetze zum Schutze der Nationalitäten 
^u erlassen. Man wird mir aber einräumen — und ich werde 
nicht bedürfen, es näher auseinander zu setzen — dass gerade 
der Schutz der Nationalitäten mit Rücksicht auf den Umstand, 
dass sie in einem Königreiche oder Lande in der Minderheit 
sind, gewiss nicht dem Reichsrathe entzogen werden dürfe, und 
ich glaube in diesem einen Punkte gezeigt zu haben, wia 
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nothwendig es wäre, den § 11 einer genauen Durchsicht zu 
unterziehen. Ich habe aber heute keinen Antrag zu stellen 
sondern ich wollte nur dasjenige, was ich gestern« (am 14 
Oktober beantragte der Redner, die §§ 11 und 12 dem Aus- 
Schüsse zur nochmaligen Berathung zu überweisen, welche: 
Antrag jedoch abgelehrt wurde — S. 896). »und heute aus- 
geführt habe, als Begründung meines .negativen Votums gegen 
den § 11 und daher auch gegen § 12 vor der Welt dar- 
zulegen.« 

Hiedurch ist — da, wie schon gesagt, der Absatz m) des 
Paragraphen 11 der Decemberverfassung den von Dr. v. Müiil- 
feld beanständeten Wortlaut bis auf den heutigen Tag 
b e h i e 1 1 — der Nachweis erbracht auch dafür, dass die Deutschen 
als sie vor siebenunddreisig Jahren die Decemberverfassung und 
das Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger — selbst, allein, ohne uns Cechen — beriethen 
und beschlossen, nicht nur klar gewusst, sondern auch ex- 
pressis verbis ausgesprochen haben, dass sie mit diesen 
Gesetzen die Inkompetenz des Reichsrathes zur Beschliessung 
von Durchführungsbestimmungen zum Art. 19 statuirten. Jetzt 
aber, wo ihnen dies nicht in den Kram passt, dekretiren sie 
einfach, nach dem berühmten Muster »Sic volOy sie jubeo* 
souverän: 1. der Reichsrath ist kompetent, und 2. der Reichs 
rath allein ist kompetent — und fordern, dass die übrige Weil 
den Inhalt dieser Behauptung für Wahrheit halte und sich 
darnach richte. — 

Klar ist sonach, dass nach den Bestimmungen der Staats- 
grundgesetze zur Erlassung von Ausführungs- Bestimmungen 
zum Art 19 der Reichsrath nicht kompetent ist. Der 
selbe kann jedoch kompetent werden, und zwar 
1. rücksichtlich aller im Reichsrathe vertretener 
Königreiche und Länder dann, wenn derselbe unter 
Zustimmung der Regierung die Bestimmungen des Absatzes m 
des Paragraphen 11 der December- Verfassung in passender 
Weise abändert, oder dann, wenn derselbe unter Zustimmung 
der Regierung den Artikel 19 passend ergänzt, was beides jedocli 
(nach § 15 der December-Verfassung, wie derselbe mit dem spä 
teren Staatsgrundgesetz vom 2. April 1873, R. G. Bl. Nro 40, fest 
gesetzt wurde) nur mit einer Mehrheit von wenigstens zwe 
Dritteln der Stimmen der Anwesenden bei Anwesenheit vop 
mindestens der Hälfte der Mitglieder im Abgeordnetenhause unc 
von mindestens vierzig Mitgliedern im Herrenhause möglich ist 
— und 2.rücksichtli ch des oder jenes Landes dann 
wenn (im Sinne des des Absatzes 2 des bereits angeführter 
Paragraphen 12 der December- Verfassung) der betreffende Land 
tag beschliesst, dass zum Artikel 19 ein Ausführungsgeset: 
durch den Reichsrath gemacht werde, wozu jedoch zu bemerker 
ist, dass ein vom Reichsrathe beschlossener Gesetzentwurf nu 
dann zum Gesetze wird, wenn die Regierung denselben de 
Krone zur Sanktion unterbreitet und die Krone die Sanktioi 
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ertheilt, und dass die Regierung, wenn sie dem Entwürfe nicht 
zustimmt, denselben zur Sanktion nicht vorlegen muss. 

Auf eine andere Art kann — wie die Dinge jetzt 
stehen — der Reichsrath zur Erlassung von Ausführungs- 
Bestimmungen zum Artikel 19 nicht kompetent werden und 
demnach auch nicht mit Hilfe des im Laufe, der letzten sieben 
Jahre sehr oft verwendeten Paragraphen 14 der December- Ver- 
fassung und zwar insbesonder desshalb nicht, weil Abänderungen 
von Staatsgrundgesetzen (hier die staatsgrun dgesetzli ch 
statuirte Inkompetenz des Reichsrathes in der Sprachanfrage) im 
Wege einer auf Grund des § 14 erlassenen kaiserlichen Ver- 
ordnung durch die Bestimmungen ebendieses Paragraphen ex- 
pressis verbis ausgeschlossen sind. Derselbe lautet nämlich : 

»§ 14. Wenn sich die dringende Nothwendigkeit solcher 
Anordnungen, zu welchen verfassungsmässig die Zustimmung 
des Reichsrathes erforderlicU ist, zu einer Zeit herausstellt, wo 
dieser nicht versammelt ist, so können dieselben unter Ver- 
antwortung des Gesammtministeriums durch kaiserliche Ver- 
ordnung erlassen werden, insoferne solche keine Abänderung 
des Staatsgrundgesetzes« (statt: »der Staatsgrundgesetze« — 
infolge eines Schreib- oder Druckfehlers, videatur: Neisser, Zur 
Geschichte des § 14 . ., Wien 1898, Seite 179—185) »bezwecken, 
keine dauernde Belastung des Staatsschatzes und keine Ver- 
äusserung von Staatsgut betreffen. Solche Verordnungen haben 
provisorische Gesetzeskraft, wenn sie von sämmtlichen Mi- 
nistem unterfertigt sind und mit ausdrücklicher Beziehung 
auf diese Bestimmung des Staatsgrundgesetzes kundgemacht 
werden. Die Gesetzeskraft dieser Verordnungen erlischt, wenn 
die Regierung unterlassen hat, dieselben dem nächsten nach 
deren Kundmachung zusammentretenden Reichsrathe, und zwar 
zuvörderst dem Hause der Abgeordneten, binnen vier Wochen 
nach diesem Zusammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder 
wenn dieselben die Genehmigung eines der beiden Häusern des 
Reichsrathes nicht enthalten. — Das Gesammtministerium ist 
dafür verantwortlich, dass solche Verordnungen, sobald sie ihre 
provisorische Gesetzeskraft verloren haben, sofort ausser Wirk- 
samkeit gesetzt werden.« 

Auch in der Sache selbst kann der Paragraph 14 nicht 
angewendet werden, weil den Gegenstand einer auf Grund des- 
selben erlassenen kaiserlichen Verordnung nur solche Angelegen- 
heiten bilden können, zu deren Regelung »verfassungsmässig 
die Zustimmung des Reichsrathes erforderlich ist«, d. h. nur 
jene Angelegenheiten, welche verfasungsmässig zum Wirkungs- 
kreise des Reichsrathes gehören, was — wie dargelegt — in 
Ansehung der Sprachenfrage nicht der Fall ist. 

De facto kann dem Reichsrathe allerdings seitens der Re- 
gierung oder seitens seiner eigenen Mitglieder was immer zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden, so z. B. auch der Entwurf 
eines Durchführungsgesetzes zum Art. 19 in der Form einer 
gewöhnlichen Regierungsvorlage oder eines von Mitgliedern des 
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Reichsrathes ausgehenden Antrages oder auch ein Durchführungs- 
gesetz in der Form einer — unter verfassungswidriger An- 
wendung des § 14 erlassenen — (durch den Reichsrath nicht 
abänderbaren) kaiserlichen Verordnung; de jure jedoch können 
dem Reichsrathe Gesetzesvorchläge nur inbetreff solcher Gegen- 
stände gemacht werden, welche nach § 11 der Decemberver- 
fassung zum Wirkungskreise des Reichsrathes gehören. Das ist 
an sich klar und geht auch hervor aus dem § 13 der December- 
verfassung, dessen Alinea 1) lautet: »Gesetzesvorchläge gelangen 
als Regierungsvorlagen an den Reichsrath. Auch diesem steht 
das Recht zu, in Gegenständen seines Wirkungskreises Gesetze 
vorzuschlagen«. 

De facto kann der Reichsrath über was immer verhandeln 
und über was immer Beschluss fassen; de jure jedoch kann 
der Reichsrath nur über solche Angelegenheiten verhandeln und 
Beschluss fassen, welche nach § 1-1 der December-Verfassung 
zum Wirkungskreise des Reichsrathes gehören. Beschlüsse, 
welche der Reichsrath über Vorlagen fassen würde, welche 
Gegenstände betrefifen, die nach § 11 nicht zum Wirkungs- 
kreise des Reichsrathes gehören, wären — mit Ausnahme des 
Beschlusses auf Ablehnung der betreffenden Vorlage a limine 
— insgesammt gesetzwidrig und zwar ohne entsprehende, vor- 
ausgegangene oder gleichzeitige, Abänderung der Staatsgrund- 
gesetze auch dann, wenn die betreffenden Beschlüsse mit allen 
Stimmen bei Anwesenheit aller Mitglieder des Abgeordneten- 
hauses und bei Anwesenheit aller Mitglieder des Herrenhauses 
würden gefasst worden sein. 

De facto kann jeder von den beiden Häusern des Reichs- 
rathes übereinstimmend beschlossene Gesetzentwurf durch die 
Krone sanktionirt werden ; de jure ist dies jedoch nur bei 
solchen Gesetzentwürfen möglich, welche vom Reichsrathe rite 
beschlossen wurden. 

De facto kann im Reichsgesetzblatte jeder von den beiden 
Häusern des Reichsrathes übereinstimmend beschlossene und 
von der Krone sanktionirte Gesetzentwurf kundgemacht werden ; 
de jure können im Reichsgesetzblatte jedoch nur Gesetze 
(und Verordnungen) kundgemacht werden, und Gesetz ist, so lange 
dieDecember- Verfassung in Geltung ist, nur das, was von den 
nach den §§ 11 und 12 der December-Verfassung sachich 
kompetenten Faktoren beschlossen und von der Krone sanktioniert 
wurde, (und ferner die auf Grund des § 14 erlassenen kaiser- 
lichen Verordnungen dann, wenn sie in materieller Beziehung 
rite erlassen und von den beiden Häusern des Reichsrathes ge- 
nehmigt worden sind). 

Klar ist sonach, dass — insolange nicht eine entsprechende 
Abänderung des § 11 der December-Verfassung oder eine ent- 
sprechende Abänderung oder Ergänzung der Art. 19 des Staats- 
grundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
mit den hiezu erforderlichen qualificirten Zweidrittel-Majoritäten 
vom Reichsrathe beschlossen und von der Krone sanktioniert 
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worden ist, oder insolange nicht einer der Landtage beschlossen 
hat, dass für das betreffende Kronland ein Durchführungsgesetz 
zum Art. 19 durch den Reichsrath beschlossen werden soll — 
de jure ein Durchführungsgesetz zum Art. 19 nicht unter Mit- 
wirkung des Reichsrathes zu Stande kommen kann, weder für 
das ganze Reich, noch auch für irgend eines der Kronländer. 
(Dies wurde nach dem bereits citirten Passus der Rede des 
Abgeordneten für Galizien Dr. Z y b 1 i k i e w i c z — 8. Oktober 
1867, Sten. Prot. S. 785) demselben bei der Berathung des Art. 
19 im Ausschusse als Grund für die Ablehnung seines Antrages 
auf Erlassung eines Ausführungsgesetzes zum Art. 19 korrekt 
entgegengehalten mit den Worten: »Dies ist theils nicht Sache 
der Gesetzgebung, sondern der Administrative, theils nicht Sache 
des Reichsrathes, sondern der Landtage«.) 

Hier will ich Folgendes einschalten. Derselbe Dr. Eduard 
Sturm, der im Jahre 1867 Berichterstatter des zur Vorberathung 
des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger eingesetzten Ausschusses war, veröffentlichte (nach 37 
Jahren) in den Morgenblättern der »Neuen Freien Presse« 
vom 25. und 26. März 1904 eine Abhandlung »Die Sprachen- 
frage in Oesterreich«, in welcher er sich auch mit dem 
Art. 19 beschäftigt. In dieser Abhandlung (Seite 2 des Morgen- 
blattes vom 25. März) heisst es : ». . . Dagegen wurden jedoch 
von den slavischen Abgeordneten Toman (Slovene) und Zybli- 
kiewicz ' (Pole) Anträge gestellt, welche in Übereinstimmung mit 
den 1848 er Grundrechten ,die Gleichberechtigung der landes- 
üblichen Sprachen* (Absatz 2), und von anderer« — (i. e. von 
deutscher) — »Seite Zusätze beantragt, welche ,den An- 
schluss des Zwanges zur Erlernung der zweiten Landessprache 
an öffentlichen Unterrichtsanstalten* (Absatz 3) betrafen und 
nach Rückverweisüng an das Subcomite über dessen neuerliche 
Berichterstattung vom Ausschusse mit Mehrheit in der Fassung 
des Art. 19« — (wie selber jetzt besteht) — »angenommen. 
Da auch die Mehrzahl der deutschen Parteigenossen den zur 
Erlangung der Zweidrittelmajorität für das ganze Verfassungs- 
werk nothwendigen Kompromisse für diese Zusätze stimmte 
und andererseits die deutschböhmischen Abgeordneten in Er- 
innerung des eben erst abgewehrten Belcredischen Sprachen- 
zwangsgesetzes erklärten, ohne Ausschliessung des von ihnen 
eventuell befürchteten Zwanges zur Erlernung der böhmischen 
Sprache für das Gesetz nicht stimmen zu können, so beruhigte 
sich der Referent« (seil: Dr. Eduard Sturm) »hiebei um so 
eher, als ja der Absatz 2 für das gerichtliche Verfahren schon 
beinahe seit einem Jahrhundert in Wirksamkeit stand und der 
Absatz 3 nach der damaligen Meinung aller Ausschussmitglieder 
sich nur auf die nichtdeutschen Landessprachen beziehen 
konnte, während es niemandem beifiel, die als 
Staats- und Di ens tsprache demWesen, wenn auch 
nicht der Benennung nach unangefochten beste- 
hende deutsche Sprache. deshalbauszuschliessen^ 
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weil sie eben in mehreren Ländern zugleich 
Landessprache is t.*) Im Berichte der Verfassungsaus- 
schusses und bei der Debatte im Hause wurde überdies« — 
(welch' ein köstliches Wort dieses »überdies«!) — »erklärt, 
dass im Art. 19 nur Grundsätze ausgesprochen sind, zu deren 
Ausführung je nach der Kompetenz legislative und administrative 
Bestimmungen nothwendig sein werden. Diese (quoad Land- 
tage richtige!) Anschaung blieb widerspruchslos, und wurde nur 
von polnischen Seite ohne jede Anfechtung der« — (die un- 
mittelbar nachfolgenden Worte werden von mir unterstrichen) 
— »nach § 11., lit w) der Verfassung ganz unzweifel- 
haften Kompetenz« (recte: Inkompetenz!) »des Reichs- 
rathes durch den nachmaligen Landesmarschall von Galizien 
Dr. Zyblikiewicz« — (dem nach seiner bereitsangeführten Aus- 
sage in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 8. Oktober 
1867, Sten. Prot. S. 875, bezüglich der Kompetenz für Erlassung 
vom Ausführungsbestimungen zum Art. 19 gesagt wurde: >Dies 
ist theils nicht Sache des Gesetzgebung, sondern der Admini- 
stration, theils nicht Sache des Reichsrathes, sondern der Ad- 
ministration«) — »bedauert, dass nicht zugleich die Aus- 
führungsbestimmungen vom Ausschusse als Ge- 
setzententwurf eingebracht wurden (!), was wohl eine 
ungeheuerliche Zumutung war, wenn bedacht wird, dass das Sub- 
komite des Verfassungsausschusses den ganzen Sommer hie- 
durch seine Arbeiten fortsetzte, dass der Verfassungsausschuss . .« 
(eine überaus grosse Menge von Arbeit zu leisten hatte und ge- 
leistet hat). 



*) Dann aber ist zweierlei t ödes sich er und zwar: 
a) dass die Ausschussrnitglieder es meisterhaft verstanden haben, 

ihne Aussicht, dass der Absatz 3 des Art. 19" — ich bitte denselben 

zu lesen I) — „sich nur auf die nichtdeutschen Landessprachen 

beziehen konnte", in dem Texte des Absatzes 3 nicht zum Ausdrucke 

zu bringen; — und 

b) dass das, was in Dr. Alfred F i s c h e Ts Buche „Das oester- 

re ichische Sprachenrecht". Brunn 1901, auf Seite 157 unter 

Nro313 zu lesen ist nud zwar: 

„Gesetz vom 5. Oktober 1868 L. G. Bl. Nro 29, be- 
treffend die Aufhebung der Bestimmungen" (des Gesetzes) „über 
die Gleichberechtigung der beiden Landessprachen in den Volks- 
und Mittelschulen im köni^reiche Böhmen, welches die Ver- 
pflichtung auferlegt, die zweite Landessprache zu lernen — Mit 
Zustimmung des Landtages meines Königreiches Böhmen" — 
(in welchem Landtage damals die Deutscher die Majorität hatten I) 
— „finde ich" (die nachfolgenden Worte werden von mir unter- 
strichen) „in Vollziehung des Art. XIX. des Staatsgrund- 
gesetzes vom 21. December 1867über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger für die im Reichsrathe 
vertretenen Länder anzuordnen, wie folgt: Art. L Der § 4 
des Gesetzes vom 18. Jänner 1868" (recte 1866)) „über die Durch- 
führung der Gleichberechtigung der beiden Landessprachen wird 
hiemit ausser Kraft gesetzt. — Art. IL Mit der Durchführung 
dieses Gesetzes beauftrage ich Meinen Minister für Cultus und 
Unterricht" — • in keinem Falle etwas anderes sein kann als ■— 

barer Nonsens! 
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Klar ist, dass Dr. Zyblikiewicz hier nichts anderes bedauert 
hat, als die ihm im Ausschusse in korrekter Weise eingewendete 
und im Abgeordnetenhause am 15. Oktober 1867 durch Dr. v. 
Mühlfeld (Sten. Prot S. 929) und tags darauf am 16. Oktober 
durch dr. Herbst (Sten. Prot. S. 971) ausdrücklich hervor- 
gehobene /«kompetenz des Reichsrathes zur Etlassung 
von Durchführungsbestimmungen zum Art. 19. 

Die Wahrheitswidrigkeit der vorstehend angeführten 
Behauptungen des ehemaligen Berichterstatters über das 
Staatsgrundgesetz, betreffend die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger, und Mitgliedes des Subcomites des Verfassungsaus- 
schusses, ist geradezu unverantwortbar und unverzeihlich, zumal 
derselbe in den einleitenden Worten seiner Abhandlung erstens 
als (sehr löblichen) Zweck derselben angibt : » ... so lange noch 
seine angegriffene Gesundheit, sein Gedächtniss und die in 
seinen Händen befindlichen Aufzeichnungen und Behelfe zu- 
reichen, im eigenen und im Namen seiner damaligen Ausschuss- 
kollegen gleichsam auch jetzt noch als deren Berichterstatter 
Aufklärung und Rechenschaft zu geben und hiedurch vielleicht 
einiges zur Verminderung der staatsrechtlichen Bedeutung des 
deutsch-czechischen Sprachenstreites und zu dessen Beendigung 
beizutragen« •— und zumal derselbe zwei tens in den weiteren 
Worten : »Zu der vorstehenden, nach sonst verlässlichen Privat- 
aufzeichnungen reproduzirten Liste« (der Mitglieder des damaligen 
Verfassungsausschusses), »welche vom Schreiber dieser Zeilen 
nach den ihm jetzt unzugänlichen Ausschussprotokollen nicht 
leicht beglaubigt werden konnte...« s^ine Privataufzeichnungen 
als »sons t v'er las s lieh« bezeichnet. Denn, wenn ihm die 
Ausschussprotokolle auch unzugänglich waren : die Haus- 
sitzungs-Protokolle selbst — denen er mit seinen Behauptungen 
so crudel in das stenographische Gericht schlägt — waren 
ihm zugänglich. Durch solche »Aufklärungen« — schätzeich 
— wird zur Beendigung des Kampfes, welchen die Deutschen 
für die Aufrechterhaltung ihrer Vorherrschaft, die Cechen für 
die Erlangung der nationalen Gleichberechtigung mit den Deutschen 
führen, wenig beigetragen. 

Es erübrigt nur noch, die zwei t e Behauptung der Deutschenr 
dass nämlich zur Regelung der Sprachenfrage bei den Gerichten 
und den Verwaltungs-Behörden der Reichsrath kompetent sei 
auf Grund der oben bereits angeführten Bestimmungen des Ab- 
satzes /) des § 1 1 der December- Verfassung, weil die Bestimmung 
darüber, in welcher Sprache die Gerichte und die Ver- 
waltungsbehörden zu amtiren haben, zu den »Grundzügen der 
Organisirung der Gerichts- und der Verwaltungsbehörden« 
gehöre — des Näheren zu besehen. 

Man sollte füglich meinen, dass dasjenige, was zu den 
Grundzügen der Organisirung der Gerichts- und der Verwaltungs- 
behörden gehört, einerseits in jenen Gesetzen über die Orga- 
nisirung dieser Behörden, welche von denjenigen Leuten gemacht 
wurden, welche die December-Verfassung und die übrigen 



Digitized by 



Google 



H 



14 

Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 berathen und be- 
schlossen haben — nothwendigerweise vorkommenmuss 
4ind andererseits in keiner der von den genannten Leuten er- 
lassenen Verordnungen vorkommen darf. Nun, in 
Bezug auf die Bestimmungen darüber, in welcher Sprache 
die Gerichte und die Verwaltungsbehörden zu amtiren haben, 
verhält es sich gerade umgekehrt. 

' Ebendieselben Leute, die im Jahre 1867 die December- 
Verfassung und die übrigen Staatsgrundgesetze berathen und 
beschlossen haben, erliessen für Galizien die Verordnung 
vom 5. Juli 1869, L. G. Bl. Nro 24, »betreffend die Amts- 
sprache der k. k. Behörden, Ämter und Gerichte, — im 
inneren Dienste und im Verkehre mit anderen Behörden«; ge- 
fertigt ist diese Verordnung von fünf Makkabäern der Ver- 
fassungspartei: Giskra, Hasner, Herbst, Brestel und Plener, von 
4em Polen Potocki und von Taaffe. 

Ebendieselben Leute, welche die December- Verfassung 
^und die übrigen Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 
debattirt und beschlossen haben, debattirten und beschlossen ein 
halbes Jahr darauf ein Gesetz über die Organisation 
der Verwaltungsbehörden. Im Kopfe des stenographischen Pro- 
tokoUes über die Sitzung des Herrenhauses vom 15. Mai 1868 
ist nämlich zu lessen (S. 881) : >. . . Zuschriften des Abgeord- 
netenhauses . . . b) über die unveränderte Annahme des Ge- 
setzes, betreffend die Organisation der Verwaltungsbehörden«, 
welches Gesetz sammt Zusatz ebendort auf Seite 889 abge- 
druckt ist. Dieses Gesetz, dessen Titel lautet: »Gesetz über die 
Einrichtung der politischen Verwaltungsbehörden in den König- 
reichen Böhmen, Dalmatien . . . wirksam für die im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder«, wurde sanktioniert am 
19. Mai 1868; es ist dies das noch bestehende Gesetz vom 
19. Mai 1868 R. G. Bl. Nr. 44. In diesem Gesetze ist von 
Sprachen — nirgends die Rede. 

Ebendieselben Leute, welche die December- Verfassung 
und die übrigen Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 
debattiert und beschlossen haben, debattirten und beschlossen 
ein Jahj- darauf das in dem Staatsgrundgesetze über die 
Einsetzung eines Reichsgerichtes vom 21. December 1867 R. G. 
Bl. Nr. 143, Art. 6, mit den Worten: »Ein besonderes Gesetz 
wird die näheren Bestimmungen über die Organisation 
des Reichsgerichtes, über das Verfahren vor demselben und 
über die Vollziehung seiner Entscheidungen und Verfügungen 
feststellen« berufene Gesetz; es ist dies das noch bestehende 
Gesetz vom 13. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44. In diesem Gesetze, 
dessen drei Abschnitte betitelt sind: »Organisation des Reichs- 
gerichtes« — »Verfahren vor dem Reichsgerichte« — »Voll- 
ziehung der Erkenntnisse des Reichsgerichtes«, ist von Sprach en 
— nirgends die Rede. 

Fast ebendieselben Leute noch, welche die De- 
cember- Verfassung und die übrigen Staatsgrundgesetze aki 
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21. December 1867 debattiert und beschlossen haben, debattierten 
und beschlossen einige Jahre darauf das im Art. 15 des Staatsgrund- 
gesetzes über die richterliche Gewalt vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 144, mit den Worten: »Die Fälle, in welchen der 
Verwaltungs- Gerichtshof zu entscheiden hat, dessen Zusammen- 
setzung, sowie das Verfahren vor demselben, werden durch ein 
besonderes Gesetz bestimmt« berufene Gesetz; es dies das noch 
bestehende Gesetz vom 22. Oktober 1875, R. G. Bl. Nr. 30 
ex 1876. In diesem Gesetze ist von Sprachen -- nirgends 
die Rede. 

So viel mir bekannt, ist nur in einem jener Gesetze, welche 
die Organisation von Gerichten betreffen, von Sprachen 
die Rede. Es ist dies das kaiserliches Patent vom S.August 1853 
R. G. Bl. Nr. 325, mit welchem der Oberste Gerichts- und Kassa- 
tionshof errichtet werde. Im § 26 dieses Patentes ist Festgesetzt- 
in welcher Sprache die Geschäfte und die Entscheidungen hinaus, 
zugeben sind, und § 30 bestimmt, dass die Umschrift des Siegels 
lateinisch ist. Der Umstand, dass in diesem Patente auch 
Verfügungen über die Sprache getroffen wurden, beweist nicht, 
dass solche Verfügungen zu den Grundzügen der Organi- 
sirung der Gerichtsbehörden gehören. Die absolutistische Zeit 
kannte, weil damals die gesetzgebende Gewalt nur dem Mo- 
narchen zustand und überdies in der Person des Monarchen 
mit der vollziehenden Gewalt vereint war, nicht den gegen- 
wärtigen scharfen Unterschied zwischen Gesetz und Verordnung, 
und deshalb wurde in der absolutistischen Zeit alles, was aut 
irgend einen Gegenstand Bezug hatte, nach Möglichkeit stets 
unter Einem erledigt. Für unseren Fall sind massgebend 
nur jene Organisierungsgesetze, welche nach dem 21. December 
1867 zu Stande kamen. Und aus diesen geht klar hervor, dass 
nach der Ansicht Derjenigen, welche die December- Verfassung 
und die übrigen Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 
berathen und beschlossen haben, die Bestimmungen darüber, 
in welcher Sprache die Gerichte und die Verwaltungs- 
behörden zu amtieren haben, nicht zu den »Grundzügen der 
Organisierung« dieser Behörden und sonach auch nicht zum 
Wirkungskreise des Reichsrathes gehören. 

Die Richtigkeit dieser Ansicht leuchtet auch Jedermann, 
der die December- Verfassung kennt und überhaupt denkt, ohne 
weiteres ein, nur unseren Deutschen— angeblich— nicht, denn für 
sie gilt, sobald es ihnen passt, auch der § 6 des allg. bürger- 
lichen Gesetzbuches nicht, welcher lautet: »Einem Gesetze darf 
in der Anwendung kein anderer Verstand beigelegt werden, als 
welcher aus der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem 
Zusammenhange und aus der klaren Absicht des Gesetzgebers 
hervorleuchteU. 

Klar ist nämlich auch, dass die Organisation von Anstalten 
verschieden ist nach dem Zwecke der Anstalten; anders ist 
die Organisation einer Eisengiesserei, anders die Organisation 
des Heeres, anders die Organisation der Gerichtsbehörden, denn 
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die Organisation richtet sich nach der Sache. Klar ist daher 
auch, dass die Organisation einer Eisengiesserei oder jene des 
Heeres oder jene der Gerichtsbehörden in den Grundzügen 
ebendieselbe ist in Oesterreich, wie die Organisation einer Eisen- 
giesserei oder jene des Heeres oder jene der Gerichtsbehörden 
in Frankreich oder in England, trotz der Verschiedenheit der 
Sprachen. Klar ist insbesondere auch, dass die Organisation der 
Gerichts- und der Verwaltungsbehörden ebendieselbe ist in Ga- 
lizien wie die Organisation der Gerichts- und der Verwal- 
tungsbehörden in Oberösterreich — trotz der Verschiedenheit 
der Sprache, in der amtiert wird, Zweck der Behörden ist überall, 
in bestimmten Angelegenheiten nach bestimmten Normen An- 
ordnungen zu treffen und Entscheidungen zu fallen, und dieser 
Zweck bestimmt die Organisation derselben. Welcher Sprache 
dieselben sich hiebei bedienen^ hat mit der Sache ebensowenig 
zu thun und hängt mit der Organisation der Behörden 
ebensowenig zusammen wie das, welcher Tinte (Galläpfel-, Ali- 
zarin- oder Metall-Tinte) sie sich hiebei bedienen oder was für 
ein Holz zu den Schreibtischen verwendet wird. Das hängt mit 
ganz anderen Dingen zusammen, wie solches auch z. B. beim 
Menschen selbst zusehen ist. Mit der Organisation des Menschen 
hängt es zusammen und bildet einen der Grundzüge derselben, 
dass der Mensch — im Gegensatze zu den Thieren —spricht; 
nichts zu thun hat jedoch mit der Organisation des Menschen, 
geschweige den mit den Grundzügen derselben, und hängt mit 
ganz anderen Dingen zusammen, welche Sprache oder Spra- 
chen der Mensch spricht. 

Die Thatsache, dass die Bestimmungen darüber, in welcher 
Sprache die Gerichts- und die Verwaltungsbehörden zu amtieren 
haben, nicht zu den Grundzügen der Organisierung dieser Be- 
hörden gehören, entspricht auch der Umstand, dass mit Aus- 
nahme der die Sprachenfrage in Ansehung der Obersten Gerichts- 
hofes regelnden Bestimmungen (aus dem Jahre 1853) alle 
übrigen Bestimmungen darüber, in welcher Sprache die Gerichte 
zu amtieren haben, nur — - so viel mir bekannt — in solchen 
Gesetzen, die nicht zu den Organisationsgesetzen gehören, 
und dann in Verordnungen enthalten sind. Solche Gesetze 
sind z. B. die noch jetzt giltigen §§13 der allgemeinen Gerichts- 
ordnung vom Jahre 1781 und 14 der westgalizischen Gerichts- 
ordnung vom Jahre 1796.* So bestimmt hervor z. B. der § 5 
des Kaiser. Patentes vom 3. Mai 1853, R. G.Bl. Nr. 81 (Gerichts- 
Instruktion) betreffs der Conceptsbeamten : »Bewerber um eine 
Anstellung im Conceptfache bei Gerichtsbehörden haben jene 

* Bezüglich der Bestimmungen dieser beide Paragraphen habe 
ich in meiner Schrift: „Die Judicatur des Obersten Gerichts- 
hofes in der Sprachenfrage und die Bestimmungen der §§ 13a. G. 
O. und 14 w. G. O. (Prag 1898, Vertag Revue „Rozhledy" Jos. Feld, 
41 Seiten gr. S^) den unwiderlegbaren Nachweis erbracht, dass bei 
allen Gerichtsbehörden eines jeden der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder alle jene Sprachen zugelassen werden müssen, 
die in dem betreffenden Lande landesüblich sind. 
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Eigenschaften auszuweisen, welche durch besondere Vorschriften 
bestimmt sind, sowie auch den durch dieselben gestellten An- 
forderungen bezüglich der Sprachenkenntnisse genüge zu leisten . . < 
und § 5 der aus Anlass der Einführung der gegenwärtig gel- 
tenden Civilproces-Ordnung herausgegebenen Verordnung des 
Justizministers (Gleispach, ebendesselben, der auch die 
Badeni'schen Sprachenverordnungen als Justitzminister mit- 
gefertigt hat) vom 18. Juli 1897, R. G. Bl. Nr. 170, betreffend das 
Kanzlei-Personale: ». . . Jeder Beamte muss . . . und ausserdem . .. 
3) die für den Dienst in der Gerichtskanzlei erforderlichen 
Sprachkenntnisse besitzen.« 

Zieht man noch die 34, sage: Dreissig Vier Grossoktav- 
Seiten Sprachen-Verordnungen in Kaserer's »Handbuch 
der oesterreichischen Justizverwaltung«, Wien 1883, IL Band, 
§ 347: »Bestimmungen über die Gerichtsprache«, S. 325—359, 
enthaltend 20 Stück Sprachen- Verordnungen, so ist auch per 
inductionem klar, dass die Bestimmungen darüber, in welcher 
Sprache die Gerichte zu amtieren haben, keinen Gegenstand der 
Gesetze über die Organisierung der Gerichte bilden, geschweige 
denn, dass sie zu den »Grundzügen der Organisierung« 
der Gerichtsbehörden gehören. — Klar ist nun, dass — wie 
die Dinge jetzt liegen — der Reichsrath in der Sprachen- 
frage nicht kompetent ist und auf eine andere Art, als oben 
angeführt, auch nicht kompetent werden kann. Klar ist auch, 
dass im Grunde der December- Verfassung und der Staatsgrund- 
gesetze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger und über 
die Ausübung der Regierungs- und der Vollzugsgewalt zur 
Erlassung sowohl von Ausführungs- Bestimmungen zum Artikel 19, 
als auch von Bestimmungen darüber, in welcher Sprache die 
Gerichts- und die Verwaltungsbehörden zu amtieren haben, die 
Regierung kompetent ist, und zwar stets auch allein 
und nur gegebenen Falles zusammen mit den Landtagen. 

Dass dementsprechend auch nach dem 21. December 1867 
die Regierungen sich (berechtigter Weise) für kompetent erachteten, 
in der Sprachenfrage Bestimmungen im Verordnungswege zu 
treffen, geht insbesondere auch daraus hervor, dass in dem be- 
reits erwähnten — sehr dankenswerthen Werke »Das oester- 
reichische Sprachenrecht — Eine Quellensammlung, 
eingeleitet und herausgegeben von Dr. Alfred FischeU (Brunn 
1901), welches alle jene Bestimmungen über die Sprache, deren 
der Autor habhaft werden konnte (441 an der Zahl), chrono- 
logisch geordnet, beginnend mit dem 25. März 1527 und rei- 
chend bis inclusive 25. August 1900, im Wortlaute angibt, auch 
einige aus der Zeit nach dem 21. December 1867 stammende 
Verordnungen, Erlässe etc. der Regierungen und diverser 
sonstiger Behörden zu finden sind, nämlich 106 sage: Ein 
Hundert Sechs Stück und zwar: a) bis zur Erlassung der 
Badenischen Verordnungen : 82; b) bis zur Erlassung der 
Gautsch'ischen Verordnungen: 88; c) bis zur Erlassung der 
C 1 a ry 'sehen Verordnungen: 99; und d) bis inclusive 25. August 
1900: 1061 2 



Digitized by 



Google 



18 

Klar ist sonach auch, dass alle Sprachenverordnungen, 
insbesondere auch alle jene, welche nach dem 22. December 
1867 — (an diesem Tage traten die December- Verfassung und 
die übrigen Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 in Kraf: 
auf Grund des Gesetzes vom 21. December 1867 RGBL Nr. 147) 
— von der Regierung oder in ihrem Auftrage erlassen wurden, 
in forma li, d. h. rücksichtlich der Kompetenz, gesetzlich 
sind. Anderes kann behaupten nur, wer die betreffenden Gesetze 
nicht kennt oder dieselben nicht versteht, oder lügt. In merito 
waren und sind alle Sprachenverordnungen, welche z. B. den 
Bestimmungen der bereits erwähnten §§ 13 der allgemeinen und 
14 der westgalizischen Gerichtsordnung über die landesüblichen 
Sprachen oder anderen giltigen Gesetzen widerstreiten, gesetz- 
widrig, und alle bisher erlassenen Sprachenverordnungen 
waren und sind unvollständig. Verordnungen, welche keinem 
Gesetze widerstritten, am wenigsten unvollständig waren, daher 
den geltenden Gesetzen verhältnissmässig am meisten Rechnung 
trugen und demnach verhältnissmässig am wenigsten un- 
korrekt in merito waren : das waren die beiden Sprachen- 
verordnungen des Grafen Badeni für Böhmen vom 5. Apri! 
1897 L. G. Bl: Nr. 12 und 13 und für Mähren vom 22. Apri 
1897, L. G. Bl. Nr. 29 und 30, mit denen — insbesondere durch 
die Statuirung der nach und nach herbeizuführenden Doppel- 
sprachigkeit aller landesfürtlicher Beamten* — der Grund gelegt 
wurde zur allmähligen Lösung der ganzen böhmischen Frage. 

Wie bekannt wurden über Obstruction der hierin von den 
Socialdemokraten unterstützen Deutschen : a) diese Badeni'schen 
Verordnungen sämmtlich aufgehoben, beziehungsweise ersetzt 
durch die Verordnungen des Baron Gautsch für Böhmer 
vom 24. Februar 1898 L. G. Bl. Nr. 16 und für Mähren vom 
(ebenfalls) 24. Februar 1897 L. G. Bl. Nr. 19; — und b) auch 
diese beiden Verordnungen aufgehoben durch die Verordnunger 
des Grafen Clary für Böhmen vom 14. Oktober 1899, L.G. 
Bl. Nr. 29 und für Mähren vom (ebenfalls) 14. Oktober 1899 
L. G. Bl. Nr. 77. 

Sowohl die Verordnungen des Baron Gautsch als auchj 
jene des Grafen Clary waren und sind in formäliy d. h. der 

* Die Kenntnis der beiden Landesprachen hatten nämlich von der. 
Beamten lediglich die nach dem 1. Juli 1901 angestellten und zwar 
erst im Laufe von drei Jahren nach ihrem Dienstantritte (die erstet 
unter den Betroffenen sonach erst nach Ablauf von sieben Jahren 
nach der Erlassung der Verordnungen) nachzuweisen — und sonst 
keiner! Denn die betreffenden Bestimmung lauten (für beide Länder): 
,§ 1. Beamte, die bei den Gerichts- und staatsanwaltschaftlichen Be- 
hörden, sowie bei denjenigen Behörden im Königreiche Böhmen {j& 
der Markgrafschaft Mähren"), -welche den Ministerien des Imiem, da 
Finanzen, des Handels und des Ackerbaues unterstehen, nach den 
1 . Juli 1901 angestellt werden, haben die Kenntnis beider Landessprache! 
in Wort und Schrift nachzuweisen. — § 2. Dieser Nachweis ist entwed« 
gelegentlich der für den betreffenden Dienstzweig vorgeschriebend 
praktischen Prüfung oder bei einer hiefür eigens anzuberaumenden Pri 
ning, der sich der Beamte spätestens drei Jahre nach seinem Dienst 
antritte zu unterziehen hat, zu erbringen.* 
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Kompetenz nach vollkommen gesetzmässig, in merüo: d. 
h., dem Inhalte nach, jedoch vollkommen gesetzwidrig, 
weil nach den, oben angeführten Bestimmungen des § 11 des 
Staatsgrundgesetzes über die Ausübung der Regierungs- und 
der Vollzugsgewalt die Staatsbehörden befugt sind, Verordnungen 
zu erlassen auf Grund der Gesetze, d. h. in Überein- 
stimmung mit den Gesetzen, nicht aber wider die Gesetze, 
im vorliegenden Falle im Widerspruche mit den Bestimmungen 
des die nationale Gleichberechtigung statuirenden Art. 19 des 
Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staats- 
bürger. 

Klassische Komik — man verzeihe das harte Wort — lag 
darin, dass die Deutschen mit der Begründung, dass nur der Reichs- 
rath, nicht aber die Regierung kompetent sei, in der Sprachen- 
frage Bestimmungen zu erlassen, (nach dem bewährten Grund- 
satze : Der Zweck heiligt das Mittel) forderten, dass die damals 
thatsächlich geltenden Verordnungen des Grafen Badeni und des 
Baron Gautsch durch die Regierung im Verordnungs- 
wege aufgehoben, i. e. Verfügung in der Sprachenfrage im 
Verordnungs wege getroffen werden. 

Anders allerdings als nur komisch wirkte jedoch die zweite 
Begründung ihrer Forderung. Die Sprachenverordnungen des 
Grafen Badeni und des Baron Gautsch sollten nämlich insbe- 
sondere auch deshalb aufgehoben werden, weil durch dieselben 
die Rechte des deutschen Volkes verletzt würden. Dies wurde 
unablässig fort und fort in allen Versammlungen und in allen 
Zeitschriften wiederholt — merkwürdiger Weise trotz der den 
Deutschen nach ihrer eigenen Angabe spezifisch eigenen Gründ- 
lichkeit stets ohne nähere Bezeichnung der verletzten Rechte. 
Nur ein einzigesmal wurden diese fechte des Näheren gekenn- 
zeichnet und zwar von einem Sachverständigen; es geschah 
dies in der Sitzung des Herrenhauses am 20. Mai 1897, in 
welcher (laut des stenographischen Protokolles, S. 33) Baron 
Chlumecky sagte : ». . . gaben . . . einem Volkstamme Rechte, 
oder, wenn Sie lieber wollen . . . Forrechte . . .< 

Dass für derlei »Verletzungen« solcherlei »Rechte« des 
deutschen Volkes dann bei gleichzeitigem Bestände des Art. 19 
über die nationale Gleichberechtigung von Staatswegen durch 
Beschneidung thatsächlicher, durch Staatsgrundgesetze und feier- 
liche Akte der Krone verbriefter Rechte des böhmischen Volkes 
Busse gethan wurde nach dem Dictate einer Handvoll alldeut- 
scher Losvonromisten : das Alles ist so absurd, dass man, um 
diese Absurdität nicht allzusehr zu empfinden, sich wünscht, 
für den Moment alles Unterscheidungs vermögen einzubüssen — 
zumal der Art. 19, so wie z. B. der Art. 14 desselben Staats- 
grundgesetzes: »Die volle Glaubens — und Gewissens-Freiheit 
ist Jedermann gewährleistet. Der Genuss der bürgerlichen po- 
litischen Rechte ist von dem Religionsbekenntnisse unabhängig,.«, 
gar keiner Durchführungs-Bes t immun g bedarf, sondern le- 
diglich der der Regierung und den übrigen, ihr sämmtlich unter- 

2* 
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Stehenden Staatsbehörden gesetzlich obliegenden D ti r c h- 
führung. 

Und da behauptete in der Sitzung des Abgeordneten- 
hauses vom 24. Jänner 1905 Sc. Excel lenz der Minister- 
praesident Dr. Paul Freiherr Gautsch von Fran- 
kenthurn in seiner Antrittsrede von sich und seinen 
Minister-Kollegen unter Anderem auch Folgendes (Sten. Prot. 
26.257): »..Haben sich aber die Parteien dieses hohen Hauses 
wieder zu gemeinsamer Thätigkeit zusammengefunden, dann 
scheint mir auch die Voraussetzung geschaffen, um die Lösung 
jenes grössten Problems einer wahrhaft österreichischen Politik 
mindestens anzubahnen, von welcher allein meiner Überzeugung 
nach eine dauernde Gesundung unserer innerpolitischen Situa- 
tion erwartet werden kann: Eine Annäherung und Verständi- 
gung zwischen dem deutschen und« (dem) »böhmischen Volks- 
stamme ! — Die Regierung, ein Beamtenministerium, steht dem 
deutschen und dem böhmischen Volksstamme, wie. allen Na- 
tionen unseres Vaterlandes mit vollster Unparteilichkeit und 
mit aller Würdigung ihrer Individualität und der berechtigten 
Interessen ihres Volkstums gegenüber.* 

Die Regierung ist sich wohl bewusst, selbst auf dem Boden 
des arbeitenden Parlaments eine Annäherung der beiden Volks - 
Stämme nur durch die entgegenkommende Mitwirkung der be- 
rufenen Volksvertreter erreichen zu können. Jeder von den Par- 
teien unternommene Schritt, welcher uns diesem Ziele näher 
bringen könnte, wird von der Regierung auf das wärmste be- 
grüsst und tatkräftig unterstützt werden. (Beifall.) Um aber ihrer 
Stellung in dieser, auf Herstellung friedlicher Zustände gerich- 
teten Aktion gerecht zu werden, behält sich die Regierung« 
(das nachfolgende wird von mir unterschtrichen) »im Gefühle 
ihrer sc h w eren Verantwortung auch ihrer- 
seits vor, selbständig EntSchliessungen zu 
fassen. . .<** Die Regierung wird die gesammte 

* Dasselbe behauptete seiner Zeit von sich und seiner Regierung 
auch Se. Excellenz der Ministerpräsident Dr. Ernst von K o e r b e r 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 6. Juni 1900 (Sten. Prot. S. 
3624) : „Als oesterreiche Regierung sehen wir unsere Aulgabe darin, 
allen Völkern dieses Reiches gerecht zu werden . . . Ich kann nur 
wiederholen, dass wir unsere Aufgabe, darin sehen, allen Völkern 
dieses Reiches gerecht zu werden und sie in ihren Bestrebungen 
nach Fortentwickelung mit allen unseren Kräften zu fördern, weil wir nur 
an eine solche Auffassung unserer Pflicht die Hoffnung zu knüpfen 
vermögen, endlich doch zu einem inneren Frieden zu gelangen. '^ 

** In erfreulichem Gegensatze zu Sr. Excellenz dem früheren Minister- 
präsidenten Dr. Ernst voA Koerber, der den Deutschen für die Dauer 
seiner Regierung ihren unechten nationalen Besitzstand garantiert 
hat (in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 3. Juni 1901, Sten. 
Prot. S. 4872) : „. . und ich will, so lange ich den Posten innehabe nicht 
erlahmen in dem Bemühen, das verfassungsmässige Leben zu sichern^ 
dem Gesetze für und gegen Jedermann Geltung zu verschaffen" — 
(wie in solches gerade in der Sprachenfrage bereits p;ethan, als ich, 
um dem die sprachliche Gleichberechtig^ung statuirenden Art. 19 des 
Staatsgrundgesetzes über die allgememen Rechte der Staatsbürger 
Geltung für die Cechen und gegen die der Gleichberechtigung 
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Verwaltung im Sinne strengster Objektivität führen. Sie wird 
die Gesetze gewissenhaft dem Geiste nach« (uns genügt vollauf: 
»dem Wortlaute nach«) »handhaben (Beifall), von ihren Befug- 
nissen massvollen Gebrauch machen, ist aber entschlossen, die 
Autorität und die öffentliche Ordnung zu wahren«. — Vederemo! 
Als dann infolge der von cechischer Seite geäusserten An- 
sicht, dass der vom Ministerpräsidenten namens der Regierung 
bezüglich^nationaler Angelegenheiten gemachte Vorbehalt »selbst- 
ständiger EntSchliessungen« den Sinn habe, dass das 
von seinem Amtsvorgänger anerkannte nationale Veto der 
Deutschen endlich abgeschafft sei, forderten die Deutschen Auf- 
klärung über den — an sich so ganz und gar nicht unklaren — 
Sinn der betreffenden Worte. In der Sitznng des Abgeordneten- 
hauses vom 14. Februar 1905 willfahrte der Ministerpraesident 
diesem Wunsche, indem er sagte (Sten. Prot. S. 27116): »•. ge- 
hören zwei kleine Worte, welche bereits eine Legende besitzen. 
Das sind die zwei Worte, welche ich am 24. Jänner dieses 
Jahres in diesem hohen Hause ausgesprochen habe: ,Selbst- 
ständige EntSchliessungen'. Nun, meine Herren, ich möchte, 
obwohl es kaum notwendig ist, Ihnen sagen, dass diese Worte, 
die ich ausgesprochen habe, über Niemandes Anregung« (die 
Legende erzählte nämlich auch von einer cechischen Anregung) 
»ganz aus eigener Initiative, allerdings in genauer Kenntniss 
desjenigen, was sie besagen, von mir gebraucht wurden. Und 
wenn man etwa heute eine Interpretation dieser Worte wünschte, 
so wäre ich bereit, dieselben zu geben, allerdings in einem exten- 
siven Sinne. Denn nicht blos in nationalen Fragen, sondern in 

widerstrebenden Deutschen zu verschaffen, als Minister des Handels, 
beziehungsweise des Innern die von den Deutschen ertrotzten, die 
Badeni'schen Sprachenverordnungen aufhebenden Gautsch'ischen und 
Clary'schen Verordnungen mitunterfertigte). „Wir werden niemals 
gegen das deutsche Volk in Oesterreich, wir werden gegen kein Volk 
dieses Reiches regieren, wir wollen Gerechtigkeit für alle Völker. Die 
Regierung welche ein anderes Arbeitsgebiet als das politische vor- 
anstellte* (nämlich die schon jetzt so famosen Alpenbahnen und die 
Wasserkanäle I), „konnte nur sorgfältig darauf achten, dass* (nach Er- 
lassung der Gautsch'ischen und der Clary'schen Sprachenverordnungen) 
„keine weitere Verschiebung zu Ungunsten eines der beiden Volks- 
stämme eintrete" (und sonach infolge des selbstverständlichen Mangels 
der Zustimmung der Deutschen die Durchführung der sprachlichen Gleich- 
berechtigung der Cechen unterbleibe), „damit nicht eme neue Unsicher- 
heit die Gemüther umfasse ** (vielmehr bezüglich der Nichtdurchfühnmg 
der durch den Art. 19 statuirten sprachlichen Gleichberechtigung der 
Cechen keine Unsichert herrsche) „imd eine spätere Verständigung 
erschwere. Die Regierung darf für sich das ^eugniss in Anspruch 
nehmen, in dieser Beziehung mit peinlicher Correctheit vorgegangen 
zu sein." Allerdings und zwar in dem Masse peinlich, dass der Minister- 
praesident Dr. von Koerber, der meines Erachtens als der in politi- 
scher Beziehung — wie soll man doch, um ihm nicht Unrecht zu 
thun, nur sagen — am wenigsten reich begabte unter allen bisherigen 
Ministem von Oesterreich bezeichnet werden muss, in einer böhmischen 
Zeitschrift der Ehren Titel „Kerberos des deutschen Besitz- 
standes'* erhalten hat. (Warum die Deutschen durch ihre Abstimmung 
über das Refundirungsgesetz im Ausschusse mitgeholfen haben, diesen 
treuen Hüter ihrer Vorrechte zu stürzen, ist ein Räthsel der Natur!) 



_ Digitized by 



Google 



22 

allen Dingen, welche den Wirkungskreis der Regierung betreffen, 
nimmt sie für sich das Recht der selbstständigen Entschliesungen 
in Anspruch. (Lebhafter Beifall). Nicht eine Stunde, meine 
Herren, würde ich länger die Ehre haben, auf diesem Platze zu 
bleiben, wenn der Regierung die Möglichkeit, selbstständige Ent- 
Schliessungen zu fassen, nicht gewahrt bliebe. (Beifall.) Sie muss 
das für sich in Anspruch nehmen und sie steht für diese selbst- 
ständigen EntSchliessungen dem hohen Hause gegenüber mit 
ihrer ganzen politischen Reputation und mit ihrer Stellung ein. 
(Lebhafter Beifal. — Zwischen wurf).< 

Über die Rede des Ministerpraesidenten leitartikelnd, sagte 
die »Neue Freie Presse« im Morgenblatte des nächsten 
Tages (15. Februar) über die meiner Ansicht nach völlig korrekte 
Paraphrase des Vorbehaltes selbstständiger EntSchliessungen 
Folgendes: »Aber auch die cechische Deutung seiner Worteist 
nach seiner heutigen Erklärung kaum mehr zulässig, obgleich 
Dr. Kramarz auch nachher noch den Versuch machte, sie auf- 
recht zu erhalten. Freiherr v. Gautsch interpretirte sich selbst 
dahin, dass die Regierung nicht bloss in nationalen Fragen, 
sondern in allen Dingen, welche den Wirkungskreis der Regierung 
betreffen, das Recht selbstständiger Entsctiliessungen in Anspruch 
nehme. Wem diese den Ausspruch zum Selbstverständlichen 
verflachende« (?) »Generalisirung nicht genügt, um die czechischen 
Folgerungen zu widerlegen, dann braucht man nur den Ton 
auf die Worte: ,welche den Wirkungskreis der Regierung be- 
treffen* zu legen, und man wird finden, dass eine neue Aera 
der Sprachenverordnungen damit nicht angeküngigt sein kann. 
Denn die« ~ das Nachfolgende wird von mir unterstrichen — 
»zur Ausführung der nati onalen Gleichberechti- 
gung etwa noche rfo rderlichenVerfügungen« (vier 
köstliche Worte!) »gehören nach dem Staatsgrund- 
gesetz in den Wirkungskreis der Gesetzgebung 
und nicht in den der Regierung«. Nun möglich, dass 
Se. Excellenz der Ministerpraesident trotz des feierlichen Vor- 
behaltes selbstständiger EntSchliessungen auch in nationalen 
Fragen, trotz der erwähnten Paraphrase des Vorbehaltes, trotz 
des prachtvollen Gegensatzes: »Über Niemandes Anregung« und 
»allerdings in genauer Kenntniss dessen, was sie besagen« und 
trotz der feierlichen Behauptung, seine Regierung werde »die 
Gesetze gewissenhaft« (sogar) »dem Geiste nach handhaben« 
an die Durchführung der staatgrundgesetzlich statuirten sprach- 
lichen Gleichberechtigung der Cechen mit dem Deutschen auf 
dem — • einzig gangbaren — Wege von Regierungsverordnungen 
auch nicht im Traume denkt und seine feierlichen Behauptungen 
lediglich decorative Bedeutung hatten und echtwiener Faschings- 
Gschnas sind : sicher aber ist, dass jener Press-King-Fu, der den 
Leitartikel in der die Deutschen unablässig hetzenden »Neuen 
Freien Presse« verbrach, die December- Verfassung und die 
übrigen Staatsgrundgesetze entweder nie gelesen oder nie ver- 
standen und über diese Gesetze ausser der erwähnten, zur 
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Ifklärung* geschriebenen Abhandlung des Dr. Eduard Sturm 

etwas gelesen hat, oder aber lügt. — 

! Dass die Aufhebung der Badeni'schen und der Gautsch'- 

pen Sprachen Verordnungen lediglich den alldeutschen Losvon- 

fiisten zu Liebe erfolgte, während die übrigen Deutschen, dar- 

ker insbesondere auch die deutchböhmischenAbge- 

|d neten aus verschiedenen Gründen in Bezug auf die 

den i'schen Verordnungen der Meinung waren : t o 1 e r a r i 

s se, ist todte Gewissheit. Denn durch die Aussage des deutschen 

ichsrathsabgeordneten Dr. Otto Steinwender, welche dieser 

er die Badeni'schen Sprachenverordnungen bei der am 14. und 

. December 1900 in Salzburg durchgeführten Schwurgerichts- 

rhandlung unter Zeugeneid gemacht hat, ist es auch für die 

>sse Öffentlichkeit ausser jeden Zweifel gestellt worden, dass 

5 Deutschen, darunter insbesondere auch die. Deutschböhmen, 

r nicht im Sinne hatten, wegen der Erlassung der Badeni'- 

nen Verordnungen zu obstruieren. Diesbezüglich ist nämlich 

dem Berichte der »Neuen Freien Presse« über die er- 

Ihnte Schwurgerichtsverhandlung, Morgenblatt vom 15. De- 

mber 1900, Seite 8, Folgendes zu lesen: »Aussage Dr. 

: e i n w e n d e r's : Es wird nun der Kläger Dr. Steinwender 

iter Eid als Zeuge vernommen. Über die Sprachenverord- 

mgen erklärt er: Es ist bereits voii den früheren Zeugen er- 

Lhlt worden-, dass Graf Badeni im December 1896 und Anfangs 

$97 mit den czechischen Abgeordneten wegen eines 

usgleiches conferierte. Von dieser Thatsache erhielt ich erst im 

pril 1897 Kenntniss. Von den projektierten Sprache n- 

erordnungen erfuhr ich erst aus zwei Artikeln der »Neuen 

reien Presse« und »Moravskä Orlice« vom 17. und 20. März. 

m 20. März kam eine Unterredung zwischen dem Grafen Ba- 

3ni und den deutschböhmischen Abgeordneten zu Stande, deren 

esultat ich am selben Tage von dem Abgeordneten Schücker 

fuhr. Ich wusste daher, welche Stellung die deutschböhmischen 

bgeordneten in dieser Sache einnahmen. Am 21. Mai« — 

>ffenbar irrig statt: März) — »hatte ich eine Unterredung mit 

5m Grafen Badeni, der mir die Sprachen Verordnungen 

litt heilte. Auf meine Einwendungen erklärte Fraf Badeni : 

s lässt sichnichtsmachen. Die Sprachenverordnungen 

nd unvermeidlich und unausbleiblich. Ich erklärte dem Minister- 

raesidenten : ,Es wird einen colossalen Sturm geben. Sie 

reiben uns in die Opposition I* Mehr konnte ich nicht 

agen, ich kann ja nicht prophezeien, und dass es zur Ob- 

truction und zum Stillstande des parlamentarischen und öffen- 

ichen Lebens kommen werde, das wussten wir ja amals selbst 

icht. Die Äusserung: ,Es wird einen Rummel geben, aber der 

rird sich schon legen*, habe ich nicht gemacht, und zwar weder 

lese noch eine ähnliche Äusserung. Ich hatte gar keinen Anlass, 

ies dem Grafen Badeni zu sagen. Dr. Stein wender hebt noch 

ervor, dass er in Gemeinschaft mit den Abgeordneten Wolf 

nd Funke einen Antrag auf Aufhebung der Sprachenver- 
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Ordnungen eingebracht habe« (in der Sitzung des Abgeordneten- 1 
hauses vom 9. April 1897, Sten. Prot. S. 239) »und insbesondere 
dagegen protestierte, dass die Sprachenfrage im Verordnungswege , 
durchgeführt werde. Er habe sie desTialb bekämpft, weil dadurch { 
der nationale Streit in den Vordergrund trat und die wirth- , 
schaftlichen Arbeiten zurückgedrängt wurden. Vertheidiger Dr.| 
Oedl: Es hängt ja viel von dem Ton ab, in welchem Sie Ihre 
Entrüstung dem Grafen Badeni vorbrachten. Dr. S te i n w e n d an 
Ich habe erwähnt, dass ich« — (das Folgende wird von mir 
unterstrichen) — »vollkommen in Kenntniss war, was 
die deutsch böh mischen Abgeordneten dachten. 
Deutschböhmischer als die deutschböhmischen 
Abgeordneten zu sein, dazu habe ich keinen An- 
lass, und das bringe ich auch gar nicht zuwegeci 

Aus dieser Aussage des Dr. Stein wen der ist unschwer I 
zu errathen, was die deutschböhmischen Abgeordneten über die i 
Badeni'schen Sprachenverordnungen dachten : tolelari posse, denn I 
dafür werden die Öechen das Odium des ungarischen Ausgleiches | 
auf sich nehmen und für die mit dieser äusserst sinnreichen | 
und pfiffigen Einrichtung unserer Väter für unsere Reichs- 1 
hälfte verbundene Belastung stimmen, während wir von unseren | 
Wählern als »nackensteife« Bekämpter der magyarischen Prae- 
ponderanz dastehen und zugleich im Stillen erleichert aufathmen I 
werden darüber, dass diese leidige, nicht zu umgehende An- 
gelegenheit überhaupt, gleichgiltig wie, wieder einmal auf zehn ' 
Jahre erledigt ist. — ' 

Kläglich war in dieser Angelegenheit insbesondere das Ge ' 
bahren unserer Socialdemokraten, die wegen der galizischeni 
Rechsrathswahlen vom März 1897 gegen den Grafen Badeni mit' 
Recht erbittert, im Verein mit den Alldeutschen die übrigen I 
Deutschen zur Obstruction* hetzten, um die Regierung zul 

* In dieser am 27. November 1897 mit werkthätiger Hilfe der 
Socialdemokraten (in und unsserhalb des Abgeordnetenhauses) siegreich 
zu Ende geführten Obstruktion wurde — nebenbei bemerkt — auch 
gegen den bekannten Ausspruch des Grafen Badeni in seiner 
Antrittsrede in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 22. Oktober 
1895 über die „langjährige, allen anderen Völkern v oran 
leuchtende Cultur des deutschen Volkes" thatsächlicher 
Protest eingelegt. Denn an dem obgenannten Tage wurde der Praesiden'. 
des Abgeordnetenhauses deutscherseits sehr aufrichtig apostrophirt 
unter Anderem auch vom zwei deutsch-akademisch gebildeten und 

fraduirten Leuten, wie folgt: von Dr. Emil Pfersche, Professor an 
er juridischen Facultät der deutschen Universität in Prag, (Sten 
Prot. S. 1828) mit den Worten: „Alter armenischer Hund!' 
und von Dr. Oto Lech er, Secretär der Handels- und Gewerbekammer 
in Brunn, (Sten. Prot. S. 1827) mit den Worten: Schamlosestes 
Arschgesichtl" 

Dieses Voranleuchten der deutschen Cultur wird gerade in 
Bezug auf uns Cechen ebenfalls sehr drastisch illustirt durch die von 
der k. k. statistischen Central-Comission herausgegebene ^Oester 
reichische Statistik", 53. Band, 3. Heft: „Die Ergebnisse der Volks- 
zählung vom 31. December 1900", 2. Band, wo auf Seite XXX VII zu 
lesen ist: ,Wird nunmehr auch auf die Combination mit den Umgangs | 
sprachen eingegangen, so ersieht man unter den bei ,Im Ganzea 



Digitized by 



Google 



25 

stürzen. Nun, dagegen wäre ja an sich nichts einzuwenden 
— wenn es sich hiebei nicht zugleich darum gehandelt hätte, 
dass gerade mit Hilfe der überall für Gleichberechti- 
gung j eder Art unentwe gt kämpfenden Socialdemo- 
kraten die Aufhebung der Badeni'schen, die nationale Gleich- 
berechtigung durchführenden Verordnungen erzwungen werden 
sollte. Um dieses, dem Hauptgrundgesetze der Partei ins Gesicht 
schlagende Vorgehen zu beschönigen, wurde ein anderer Partei- 
grundsatz herangezogen, nämlich die p r i n c i p i e 1 1 e Ver- 
dammung jeder Willkühr aller Regierungen über- 
haupt, welcher Grundsatz im vorliegenden Falle die usque ad 
finem gehende Bekämpfung jener Willkühr erforderte,- mit welcher 
die nach Angabe der Deutschen ^r Erlassung von Sprachen- 
verordnungen nicht kompetente Regierung trotz dieser Inkompe- 
tenz solche Verordnungen erlassen hat. 

Zur Begründung dieses principiellen Standpunktes im Ab- 
geordneterhause verwendeten die Sozialdemokraten einen Sach- 
verständigen, den cechischen Genossen, Reichsrath- 
abgeordneten Josef Hybes, Tischler glaube ich und Redacteur 
dazu, der — vergleichbar einem Blinden von Geburt, der über 
Farben redet — in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 
12. November bei der ersten Lesung des von deutschen Abge- 
ordneten eingebrachten Antrages auf Erhebung der Anklage 
gegen das Ministerium Badeni »wegen gesetzwidriger« (!) >Erlassung 
der Sprachen Verordnungen« über diese auch Folgendes — zum 
Zwecke der Erhaltung der Vorherrschaft der Deutschen — vor- 
gebracht hat (Sten. Prot. S. 1539): »Es ist auch von Rednern 
der linken Seite des Hauses von der Vorherrschaft des deutschen 
Volkes in Oesterreich gesprochen worden. Wir, ob Deutsche, 
Öechen, Polen oder Ruthenen protestiren, wie gegen jedes wirth- 
schaftliche, so auch gegen jedes nationale Privilegium. Für uns 
gibt es nur gleichberechtigte Nationen, wir kennen keine herr- 
schenden und keine beherrschten Völker in Oesterreich«. (Soll 
wohl heissen: Keine, die zu herrschen haben, und keine, die 
beherrscht werden sollen I) »Die arbeitende Bevölkerung aller 
Nationen verlangt und hat das Recht zu verlangen, dass behörd- 
liche Organe zu ihrer Verfügung stehen, die ihre Sprache ver- 
stehen« (dies und nur dies bildet den Inhalt und den Zweck 

angeführten Daten der Tabelle XXIX, dass die Schulbildung unter den 
Angehörigen der böhmischen Umgangssprache am verbreitetsten" (statt 
correct deutsch: am meisten verbreitet) „ist". — und b) in der (auf 
derselben Seite befindlichen) Tabelle XXXII: „Von je 100 Personen'* 
(über fünf Jahre alt) „können bei den Angehörigen der böhmischen 
Umganessprache lesen und schreiben: 93"77, nur lesen: 1*97, weder 
lesen noch schreiben: 4*26" und „bei den Angehörigen der deutschen 
Umgangssprache lesen und schreiben: 91*84, nur lesen: 1*33, weder 
lesen noch schreiben: 6-63'* — so dass die Percentzahl der Analpha- 
beten bei den „voranleuchtenden" Deutschenum (6*83— 4*26=) 2V2J 
sage: um Zw ei und Ein Halb grösser ist als bei dem böhmischen 
Volke, und unter je 100 über fünf Jahre alten Personen bei den Deutschen 
mehr als ein und einhalbmal soviel Analphabeten vorkommen als bei 
den Cechenl 
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der Badenischen Verordnungen!), »weil nur so ihre Interess 
in Amt,' Gericht und Schule gewahrt werden können. Gen 
deshalb aber« (das und das Folgende verstehe, wer's kan 
»erklären wir uns gegen diese Sprachen Verordnungen, die. 
praktisch Bedürfnissen« (im deutschen Sinne) »nicht entsprec^ 
wenn auch ein Theil ihrer Bestimmungen ungerechte Bena: 
iheiligungen des cechischen Volkes aufhebt. Aber auch i^ 
in der Sache zu billigende Bestimmungen werden dadc 
entwerthet und sogar schädlich« (und müssen deshalb aufgeb: 
und die »ungerechten Benachteiligungen des cechischen Volki 
reaktivirt werden), »weil sie auf dem ungesetzlich en«(!) »V; 
Ordnungswege octroyirt wurden und weil aus dem Zwange. 
oben niemals« (wohl aber sicher aus dem Zwange, den. 
Deutschen ausüben) »ein wirklicher Friede entstehen kannJ 
nationale Gleichberechtigung darf kein Geschenk der wechsebi: 
Gnade irgend einer Regierung zu ihren eigennützigen Z\m 
sein, sondern muss auf dem Rechte der Völker beruhen, ve 
der wahre Friede erreicht werden soll« (und demnach woii 
wir, dass die mit diesen Verordnungen aufgehobenen »u"? 
rechten Benachtheiligungen des cechischen Volkes« reatoi 
werden und die »nationalen Privilegien« der Deutchen so las 
aufrecht erhalten werden bis der »wahre Friede« — »atufä 
Rechte der Völker« beruhend — wird erreicht werden). >l 
berichtige weiter thatsächlich, dass die Sprachen-Verordnung 
(nach der Ansicht unserer treudeutschen Parteileitung) »at: 
dem Interesse des cechischen Volkes, von einem höheren Star. 
punkt« (der allerdings unser Geheimniss ist) »betrachtet, ni^ 
entsprechen, und der socialdemokratische Verband erklärt, ds 
er« (im Interesse Aufrechterhaltung der nationalen Vorherrsd 
der Deutschen) »gegen den Übergang zur Tagesordnung stimiß 
wird, weil die Sprachen Verordnungen« (nach dem einstimmis 
Versicherungen der deutschbürgerlichen Presse und unsere: 
treudeutschen Parteileitung) »sowohl gesetzwidrig sind,*^ 

* Es erregt ein jeden Zorn entwaftnendes Mitleid, Avenn ß 
sieht, wie hier die Genossen, unter der Suggestion der deutschbürgerlif* 
Presse das Gegentheil dessen, was durch die diesbezüglichen Gese' 
bestimmt ist, behaupten, und zwar, wenn bona fide, so ohne Keo0 
der gesetzlichen Bestimmungen, und wenn in Kenntniss derselbea ' 
ohne bona fides. Da ich nun, andere in dieser Beziehung nach^ 
beurtheilend, jedermann bona fides so lange zubillige, so lange mir ^ 
Gegentheil nicht bewiesen wird, setze ich auch hier bei den Genoss 
bona fides voraus. Und die Unwissenheit, die ich dann bei fi; 
Genossen nothgedrungen annehmen muss, fügt sich in das Bild^ 
Gesammtheit der Genossen, die männiglich Mittel mit Zielen, Wüns^-' 
mit Gründen verwechseln und Gesinnung als Ersatz für Wissen ansef 
auch harmonisch ein. Denn — um nur Ein Beispiel anzuführen -^ 
gesammten Genossen des Erdballs, auch alle Kathede r-SocialisteriJ^ 
gerechnet — wissen (trotz der schweren Menge von diesbezügli*;'; 
Reden, Schriften, Büchern, Theorien, Systemen, Programmen, Revisio^^ 
Kongressen, Kommissionen, Enqueten, ethischen, social politischen uj 
sociologischen Gessellschaften und wie alle dergleichen, von f^ 
wiesenen Praemissen ausgehenden und mit Analogieschlüssen wi^^ 
barem Gelde operierenden und demnach in merito lediglich inhalts'f^ 
Phrasen mit Aplomb dreschenden Elaborate, Untersuchungen ^ 
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auch« (nach ebendenselben Versicherungen) »mit dazu beigetragen 
haben, jene traurige Lage zu schaffen, unter der« (zum Zwecke 
der Aufrechterhaltung der Vorherrschaft der Deutschen) »alle« 
(übrigen) »Völker Oesterreichs heute leiden«. 

Das im vorligenden Falle Unwissende (die Genossen im 
Abgeordnetenhause und ausserhalb desselben) in ihrer Erbitterung 
über die galizischen Wahlen von ihren geistigen Führern gegen 
Unschuldige (in primis gegen das böhmische Volk) zu dessen 
und des ganzen Staates grossem Schaden missbraucht wurden, 
kann nicht tief genug beklagt werden. Zürnen jedoch kann man 
den Missbrauchten, trotzdem die Unwissenheit so ungemein 
leicht zu beheben war, nicht, denn diese Unwissenheit war im 
vorliegenden Falle von jener Gründlichkeit, welche den Gedanken, 
die Wahrheit könnte anders sein als das, was so ein Genosse 
»weiss«, gar nicht entstehen lässt Ausserdem halte ich dafür, 
dass die Genossen, wenn sie die Wahrheit gewusst hätten, 
.sich trotz ihrer Erbitterung wegen den galizischen Wahlen von 
treudeutschen Führern gegen die Einführung der sprachlichen 
Gleichberechtigung in Böhmen und Mähren nicht hätten miss- 
brauchen lassen, und zwar auch die Deutschen unter ihren 
nicht. Endlich ist auch unschwer zu begreifen, dass die Ge- 
nossen, da zahlreiche Bestimmungen der Staatsgrundgesetze 
für sie von sehr grossem Werte sind, diese Gesetze gegen jede 
Verletzung zu schützen bestrebt sind und zwar auch dann, wenn 
sie, wie im vorliegenden Falle mit der Massregel, der zu Liebe 
nach der Versix^herung ihrer treudeutschen Führer die Staats - 
grundgesetze seitens der Regierng sollten verletzt worden sein, 
einverstanden gewesen sind : denn Princip ist Princip. 

Aber unbeschreiblicher Ekel erfasst, wenn ich 
Andere nach mir beurtheilen darf, von denjenigen, die Sinn 
auch für Rechte und Schmerzen Anderer haben,* unrettbar 
Jeden, der liest, dass die »Arbeiter Zeitung«, das »Central- 
organ der oesterreichischen Socialdemokratie« (sieben Monate 
nach der Rede des Genossen Hybes in der Sitzung des 

^Wissenschaften** sonst noch heissen mögen!) — alle zusammen in der 
Sache noch nicht einmal, und zwar auch nicht annäherd, auch nur 
das, in welcher Weise sie für ihre Ziele unter der Agrarbevölkerung . . . 
agitieren sollen, und haben die Genossen diese Partial-Frage von 
einem Parteitage zum anderer (Berliner Kommission 1894, Parteitag 
Breslau 1895) verschoben mit dem stereotypen Beschlüsse, die Sache 
sei noch weiter zu studieren. 

* Dieser Sinn geht den Deutschen offenbar ab; denn hätten sie 
ihn, so würden sie sich in unsere Lage hineindenken und dadurch zu 
zweierlei Erkenntniss gelangen, und zwar: a) dass wir von unserem 
Kampfe gegen ihre nationale Vorherrschaft nicht eher ablassen 
können, bis wir die Gleichberechtigung mit ihnen erreichen; — und 
b) dass wir Cechen, aus eigener schmerzlicher Erfahrung — im stricten 
Gegensatze zu den hie bedrückt gewesenen Deutschen — wissend, 
wie Bedrückten zu Muthe ist, und die Deutschen nach uns beurtheilend. 
auch das wissen, dass auch sie eine Bedrückung unsererseits nie 
könnten ertragen. — Dies ist in dem bereits mehr als vierzig- 
jährigen Kampfe- neben dem schlechten Gewissen unserer Gegner der 
grosse psychologische Unterschied zwischen uns und ihnen. 
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Abgeordnetenhauses vom 12. November 1897) im Abendblatte 
vom 11. Juli 1898 Nr. 190 über die tags vorher (Dienstag den 
10. Juli) in Wien abgehaltenen sieben Volksversammlungen der 
Arbeiterpartei auch Folgendes berichtet (Seite 5 und 6): »Im 
Simmeringer Bräuhause sprach Genosse« (der Führer 
der oesterreichischen Socialdemokratie) »Dr. Adler: ... Redner 
bespricht nun die Volksfeindlichkeit der bürgerlichen Oppositions- 
parteien und die Vorwürfe, die sie den Socialdemokraten machen. 
Sie jammern, dass wir ja im Stande wären, wenn die Taaffe'sche 
Wahlreform auf Grund des § 14 octroyirt« (und hiedurch das 
Staatsgrungesetz über die Reichsvertretung =December Verfassung 
abgeändert) »würde, das ruhig hinzunehmen. Ja wir wären 
wirklich im Stande, wenn die Regierung etwas Vernünftiges 
thut, zu sagen: das war gescheit. Und wir würden uns den 
Teufel darum scheren, dass die uns erzählen, das deutsche 
Volk könnte darunter leiden, und« — das Folgende unter- 
streiche ich — »das sei nicht verfassungsmässig. 
Gegen eine solche § 14-Verordnung hätten wir 
nichts, da würden wir schweigen und wählen.« 

(Und diese Leute reden sich selbst ein und wollen auch 
den anderen einreden, dass s i e die Welt reformieren werden. 
— Quantum abest aberitque!) 

Wien, den 25. März 1905. 
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Schriften von Kärel J. Rohan: 

Ein Versuch über die Entstehung und Strafbarkeit 

der menschlichen Handlungen. Konegen, Wien, 1881. 2 K. 
Die Judicatur des obersten Gerichtshofes in der 

Sprachenfrage und die Bestimmungen der §§ 13 a. G. O. 

und 14. w. G. O. Pelcl, Prag, 1898. 1 K. 

Evangelischer Klerikalismus in Mähren. (Zvangs Ohren> 

beichte, priesteriiche Sündenvergebung, bedingte Taufe unehelicher 

Kinder, Ausschliessung von den Sakramenten und aus der Kirche. 

(Nach dem böhm. Originale in der Prager Wochenschrift Rozhledy 

No. 1-5 vom 5. Oktober 1901 u. f.) Pelcl, Prag, 1902. 50 h. 

O slovu osudnem dra Ed. Gregra. Prazäk, Viden, 1883. 50 h. 
Glosa kMacharovu Satiricon. (Otisk z Rozhledü c. 43 a 44 

z 23. 6ce 1904. Pelcl, Praha, 1904. 20 h. 

Sprävny näzor o vzniku Cinü lidskych. Otisk z Rozhledü 

ei. 1 z 1. rijna 1904. Pelcl, Praha, 1905. 20 h. 

Obrana „Sprävn6ho näzoru o vzniku 6inu lidskych". Otisk 

z Rozhledü d 21-25 z 18. ünora a n. 1905. Pelcl, Praha, 1905. 20 h. 
Die dermal ige Inkompetenz des Reichsrathes in der 

Sprachenfrage. Pelcl, Praha, 1905. 40 h. 
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